
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

Drucksache  18/20792 

 03.08.2026 
 

Datum des Originals: 03.08.2026/Ausgegeben: 07.08.2026 

 

 
Antwort 
 
der Landesregierung 
 
auf die Kleine Anfrage 8192 vom 19. Juni 2026 
der Abgeordneten Franziska Müller-Rech   FDP 
Drucksache 18/20058 
 
 
Welche Einzelfälle meinte Ministerin Schäffer mit ihren Aussagen zu Beschwerden über 
Antisemitismus und Diskriminierungen durch Landesbedienstete im Verantwortungs-
bereich des Landes im Schulkontext? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Antisemitismus ist eine Bedrohung für jüdisches Leben, für die Würde jedes einzelnen Men-
schen und für das Vertrauen in den Schutzauftrag des Staates. Antisemitismus und Diskrimi-
nierung aufgrund des jüdischen Glaubens haben an Schulen in Nordrhein-Westfalen keinen 
Platz. Schulen müssen Orte sein, an denen Kinder und Jugendliche ohne Angst lernen kön-
nen. Deshalb ist es richtig und notwendig, antisemitische Vorfälle konsequent zu erfassen, 
aufzuklären und zu bekämpfen. Die Fraktionen der CDU, SPD, GRÜNEN und der FDP haben 
gemeinsam den Antrag „Antisemitismus an nordrhein-westfälischen Schulen weiter entschie-
den bekämpfen und Lehrkräfte bestmöglich unterstützen“, (Drucksache 18/14526), beschlos-
sen. Gemeinsam beauftragen die Fraktionen die Landesregierung, Lehrkräfte darin zu unter-
stützen, gegen Antisemitismus an Schulen vorzugehen und mithilfe guter Bildungsangebote 
dem wachsenden Antisemitismus in der Gesellschaft entgegenzuwirken.  
 
In der Fragestunde des Landtags Nordrhein-Westfalen am 17. Juni 2026 wurde Ministerin 
Schäffer zum von der Landesregierung geplanten Landesantidiskriminierungsgesetz und des-
sen möglicher Bedeutung im Kontext von Schule und Antisemitismus befragt.  
 
Im Mittelpunkt der Frage stand also im Sinne des geplanten Gesetzes nicht Antisemitismus 
unter Schülerinnen und Schülern oder im gesellschaftlichen Umfeld von Schule, sondern die 
Frage nach möglichen Diskriminierungen durch Landesbedienstete. Für den Schulbereich be-
träfe dies zum Beispiel den sensiblen Fall, dass jüdische Schülerinnen oder Schüler ein Ver-
halten von Lehrkräften als antisemitisch oder diskriminierend aufgrund ihres Glaubens erleben 
könnten. Weil Lehrkräfte als staatliche Amtsträgerinnen und Amtsträger handeln, wäre ein sol-
cher Vorwurf besonders schwerwiegend und müsste sorgfältig und entschlossen aufgeklärt 
werden. 
 
Gefragt nach konkreten bekannten Fällen erklärte Frau Ministerin Schäffer nach dem vorlie-
genden Wortlaut: „Gleichwohl müssen wir konstatieren, dass es immer wieder in Einzelfällen 
zu Beschwerden kommen kann. Das erleben wir auch.“ Zugleich führte sie aus, sie könne „an 
dieser Stelle nicht die Fälle präsentieren“.  
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Antisemitische Vorfälle an Schulen wurden in der 18. Wahlperiode mehrfach ausführlich und 
gewissenhaft diskutiert. Dem Ausschuss für Schule und Bildung wurde jedoch kein Fall vorge-
stellt, in dem eine Lehrkraft jüdische Schülerinnen oder Schüler diskriminiert haben soll. Vor 
diesem Hintergrund verwundert diese Aussage von Ministerin Schäffer und könnte wie ein 
verklausulierter Generalverdacht gegen Lehrkräfte in Nordrhein-Westfalen interpretiert wer-
den. 
Wenn die Landesregierung im Zusammenhang mit Landesbediensteten, Schule, Antisemitis-
mus und dem geplanten Landesantidiskriminierungsgesetz auf Beschwerden und Einzelfälle 
verweist, muss nachvollziehbar sein, welche Sachverhalte damit gemeint sind. Das gilt beson-
ders dann, wenn diese Hinweise zur Begründung eines neuen Gesetzes herangezogen wer-
den. Es braucht klare Tatsachengrundlagen, rechtsstaatliche Präzision und eine belastbare 
Abgrenzung zwischen dokumentierten Vorfällen, Beschwerden, Verdachtsfällen und politi-
scher Bewertung. 
 
Im sensiblen Schulbereich darf nicht der Eindruck entstehen, es würden pauschale Annahmen 
über Lehrkräfte oder Schulen getroffen. Vielmehr muss die Landesregierung offenlegen, auf 
welche konkreten Erkenntnisse sie ihre Aussagen stützt und welche Folgerungen sie daraus 
für das geltende Recht sowie für das geplante Landesantidiskriminierungsgesetz zieht. 
 
 
Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration hat die 
Kleine Anfrage 8192 mit Schreiben vom 3. August 2026 namens der Landesregierung im Ein-
vernehmen mit der Ministerin für Schule und Bildung beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Der Entwurf eines Gesetzes zur Vermeidung von Diskriminierung in Nordrhein-Westfalen (Lan-
desantidiskriminierungsgesetz Nordrhein-Westfalen - LADG NRW) der Landesregierung ver-
folgt unabhängig von der Anzahl bekannt gewordener Einzelfälle einen präventiven Ansatz. 
Mit dem LADG wird das Ziel verfolgt, den Schutz vor Diskriminierung durch einheitliche recht-
liche Maßstäbe, transparente Beschwerdemechanismen und wirksame Schutzinstrumente so-
wie eine klare Orientierung für die Verwaltung zu stärken. Vor dem Hintergrund, dass antise-
mitische Vorfälle in unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen wahrgenommen und doku-
mentiert werden, kommt dem konsequenten rechtlichen und institutionellen Schutz vor Antise-
mitismus eine besondere Bedeutung zu. 
 
 
1. Welche Einzelfälle in denen Lehrkräfte Schülerinnen und Schüler wegen ihres  

jüdischen Glaubens diskriminiert haben, wie es Ministerin Schäffer mit ihrer  
Aussage in der Fragestunde des Landtags Nordrhein-Westfalen am 17. Juni 2026 
ausführte, sind der Landesregierung bekannt? 

 
2. Wie viele solcher Beschwerden liegen der Landesregierung vor, auf die Ministerin 

Schäffer mit ihrer Aussage „Gleichwohl müssen wir konstatieren, dass es immer 
wieder in Einzelfällen zu Beschwerden kommen kann. Das erleben wir auch.“, 
 abzielte? 

 
Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.  
 
Der Landesregierung ist durch die Arbeit der landesgeförderten Servicestelle für Antidiskrimi-
nierungsarbeit, Beratung bei Rassismus und Antisemitismus (SABRA) und der Servicestelle 
Antidiskriminierungsberatung und Intervention bei Antisemitismus und Rassismus (ADIRA) 
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bekannt, dass es zu zwei Fällen gekommen sein soll, bei denen Schülerinnen und Schüler 
durch Lehrkräfte antisemitisch diskriminiert worden sein sollen. In diesen Fällen sei es jeweils 
zu einer Äußerung einer Lehrkraft gegenüber einer Schülerin oder einem Schüler gekommen, 
die als antisemitisch bewertet worden sei. Zudem verzeichnete die Recherche- und Informati-
onsstelle Antisemitismus Nordrhein-Westfalen (RIAS NRW) vier Fälle, in denen sich Lehrkräfte 
antisemitisch geäußert haben sollen.  
 
Hinsichtlich der Einzelfälle sind weitergehende Angaben insbesondere zum Schutz der perso-
nenbezogenen Daten und der Persönlichkeitsrechte der betroffenen Personen nicht möglich. 
 
Es liegen im Geschäftsbereich des Ministeriums für Schule und Bildung zwei Beschwerdever-
fahren vor, in denen Schülerinnen und Schüler vermeintlich antisemitisch diskriminiert wurden. 
In einem dieser Fälle hat sich der Sachverhalt jedoch als nicht zutreffend erwiesen, das andere 
Verfahren befindet sich noch in der Prüfung der zuständigen Bezirksregierung. „Bekannte Ein-
zelfälle“ im Sinne der Fragestellung zu 1., in denen eine Diskriminierung von Schülerinnen und 
Schülern wegen ihres jüdischen Glaubens durch Lehrkräfte tatsächlich stattgefunden hat, lie-
gen im Geschäftsbereich des Ministeriums für Schule und Bildung insoweit (noch) nicht vor. 
 
 
3. In wie vielen dieser Fälle konnte aufgrund eines fehlenden Landesantidiskriminie-

rungsgesetzes keine ausreichenden Konsequenzen gezogen werden? 
 
Ein Landesantidiskriminierungsgesetz schafft unabhängig von den genannten Einzelfällen die 
Grundlage, um den Rechtsschutz für von Diskriminierung betroffenen Personen zu vereinfa-
chen, Verfahren transparenter zu gestalten und mehr Rechtssicherheit im Umgang mit Diskri-
minierungsfällen zu schaffen. 
 
 
4. Welche zusätzlichen Handlungsmöglichkeiten hätte ein Landesantidiskriminie-

rungsgesetz in diesen Einzelfällen eröffnet? 
 
Ein Landesantidiskriminierungsgesetz bietet für von Diskriminierung betroffenen Personen 
rechtlich normierte Handlungsmöglichkeiten. Betroffene können sich niedrigschwellig an ge-
eignete und fachlich qualifizierte Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner wie etwa Antidis-
kriminierungsverbände oder die Ombudsstelle wenden. Dadurch erhalten Betroffene Hilfestel-
lung und Unterstützung bei der Wahrnehmung ihrer Rechte. Zudem gewährt das Landesanti-
diskriminierungsgesetz Betroffenen Abhilfe-, Schadensersatz- und Entschädigungsansprüche. 
 
 
5. Auf welcher Tatsachengrundlage bewertet die Landesregierung die von der  

Ministerin genannten Einzelfälle als hinreichende Grundlage für gesetzgeberi-
schen Handlungsbedarf? 

 
Die Landesregierung sieht den Gesetzgebungsbedarf, unabhängig von den genannten Einzel-
fällen, im Ergebnis einer Gesamtabwägung als erforderliches Instrument zum Schutz vor Dis-
kriminierung an. Diskriminierungen durch öffentliche Stellen berühren den Kern rechtsstaatli-
chen Handelns und begründen eine besondere staatliche Verantwortung, gleichberechtigten 
Zugang zu Verwaltungsleistungen sicherzustellen und Diskriminierungen wirksam vorzubeu-
gen. 
 
 


